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Norbert Berthold

Ungleichheit, Mitarbeiter-
beteiligung und Politik

Das eher bescheidene Wachstum der letzten drei Jahrzehnte zeigt in vielen rei-
chen Ländern distributive Schleifspuren. Einkommen und Vermögen verteilen 

sich ungleicher. Solange der Kuchen zügig weiter wächst, wird die größere Un-
gleichheit von den Bürgern kaum wahrgenommen. Den meisten geht es besser. 
Das gilt selbst dann, wenn einige größere Stücke des Kuchens erhalten als an-
dere. Verringert sich allerdings das Wachstum oder kommt es gar zum Stillstand, 
verschlechtern sich zumeist auch die individuellen Aufstiegsmöglichkeiten. Die 
„gefühlte“ Ungleichverteilung nimmt zu, die Verteilungskämpfe werden schärfer, 
die Meinung verbreitet sich, in der Gesellschaft gehe es nicht mehr „gerecht“ zu. 

Gerechtigkeit ist keine ökonomische, sondern eine philosophische Kategorie. 
Individuelle Werturteile bestimmen, wie die Verteilungen von Einkommen und 
Vermögen beurteilt werden. Eine eindeutige Antwort ist nicht möglich. Dennoch 
lässt es sich die Politik nicht nehmen, der größer gewordenen materiellen Un-
gleichheit entgegenzusteuern. So will auch die Große Koalition der ungleiche-
ren distributiven Entwicklung die Spitze nehmen. Helfen sollen dabei Formen der 
Mitarbeiterbeteiligung, die „soziale Kapitalpartnerschaft“ der CDU/CSU und der 
„Deutschlandfonds“ der SPD. Beide Pläne begründen ihre Vorhaben fast wort-
gleich mit einer seit längerem rückläufi gen Lohnquote in Deutschland. Die Pläne 
beider Parteien sind gänzlich ungeeignet, das angestrebte verteilungspolitische 
Ziel zu verwirklichen. Wie das Volkseinkommen auf Arbeit und Kapital aufgeteilt 
wird, hängt vor allem von zweierlei ab: vom technischen Fortschritt und dem 
Wettbewerb auf den Arbeitsmärkten. In der Phase der Einführung drücken neue 
IuK-Technologien die Lohnquote. Setzt sich das neue Wissen allerdings fl ächen-
deckend durch, kehrt sich die Entwicklung um. Eindeutig positiv auf die Lohn-
quote wirken dagegen fl exible Arbeitsmärkte. Eine weniger großzügige Arbeits-
losenversicherung, ein geringerer Steuer- und Abgabenkeil und eine betriebsnä-
here Lohn- und Tarifpolitik sind die entscheidenden Größen.

Nachhaltige Erfolge an der Front der funktionellen Einkommensverteilung hat 
nur, wer auf fl exible Arbeitsmärkte setzt. Das schaffen Kapitalbeteiligungen der 
Arbeitnehmer allerdings nur in Ausnahmefällen. Es gelingt nicht, die Lohnstück-
kosten zu fl exibilisieren. Eine gleiche Verteilung begünstigt das Trittbrettfahren 
und verhindert, dass die Produktivität der Arbeitnehmer insgesamt spürbar 
steigt. Auch die Grenzkosten der Arbeit sinken nicht, fi xe Lohn- werden durch 
fi xe Kapitalkosten ersetzt. Und noch etwas wirkt negativ: Wer Arbeitnehmer oh-
ne Not in riskante und schlecht diversifi zierte Anlageformen drängt, produziert 
negative Vermögenseffekte. Darunter leiden die Vermögenseinkünfte der Arbeit-
nehmer, der Querverteilung tut das nicht gut. So lässt sich der negative Trend der 
Lohnquote sicher nicht brechen. 

Das Urteil fällt anders aus, wenn die Arbeitnehmer nicht am Kapital der Un-
ternehmen, sondern an deren Gewinnen beteiligt werden. Diese Form der Mit-
arbeiterbeteiligung fl exibilisiert die Arbeitsmärkte. Aber auch bei der Gewinnbe-
teiligung ist es wegen möglichen Trittbrettfahrerverhaltens weniger die steigende 
Produktivität, es sind vielmehr die sinkenden Grenzkosten der Arbeit, die Arbeits-
kosten fl exibilisieren. Das stabilisiert die Beschäftigung, verringert die Arbeits-
losigkeit und beteiligt die Arbeitnehmer stärker am unternehmerischen Erfolg. 
Lohn- und tarifpolitische Fehler werden verringert, die Allokation wird verbessert, 
die Arbeitnehmer erhalten einen größeren Anteil am Volkseinkommen. Der tradi-
tionelle Zielkonfl ikt zwischen Allokation und Verteilung verschwindet. Die Erfah-

DOI: 10.1007/s10273-008-0779-5



Wirtschaftsdienst 2008 • 4 219

rung zeigt allerdings, auch Gewinnbeteiligungen funktionieren nur, wenn sie auf 
freiwilliger Basis dezentral organisiert werden. Erfolgslohn-Modelle haben nur Er-
folg, wenn sie in betriebliche Bündnisse für Arbeit eingebunden werden. Der Weg 
ist einfach. Entscheiden sich die Betriebsparteien für Mitarbeiterbeteiligungen, 
müssen sie von den kollektiven Flächentarifen der Tarifpartner abweichen kön-
nen. Nur so werden Erfolgslöhne unterschiedlichen betrieblichen Vorstellungen 
gerecht. Die Politik braucht also nicht das Geld anderer Leute in die Hand zu 
nehmen, um Mitarbeiter an der wirtschaftlichen Entwicklung ihrer Unternehmen 
zu beteiligen. Eine ordnungspolitisch richtige Entscheidung reicht: gesetzliche 
Öffnungsklauseln.

Aber auch der Beteiligungskapitalismus über Gewinnbeteiligung wird das Pro-
blem wachsender personeller Ungleichverteilung nicht lösen. Verteilungspolitisch 
relevant ist weniger die funktionelle, denn die personelle Verteilung der Einkom-
men. Und die wurde in der Vergangenheit ungleicher, weil die oberen Einkommen 
wesentlich stärker wuchsen als die unteren. Der technologische Wandel und 
weltweit offenere Märkte verstärkten die Nachfrage nach qualifi zierter Arbeit. 
Einfache Arbeit wurde in reichen Ländern weniger nachgefragt. Wo der einzelne 
allerdings in der Einkommenshierarchie landet, hängt entscheidend von seinen 
individuellen Fähigkeiten ab. Wo Bildungsleistungen ungleich verteilt sind, sind 
es bald auch die Einkommen. Dieses Problem können Mitarbeiterbeteiligungen 
gleich welcher Art grundsätzlich nicht wirklich lösen. Zwar helfen Gewinnbeteili-
gungen vor allem weniger qualifi zierten Arbeitnehmern wieder in Lohn und Brot 
zu kommen, wenn sie Arbeitsmärkte fl exibilisieren. Damit steigen auch deren 
Chancen, wirtschaftlich und sozial aufzusteigen. Trotzdem wirken auch Gewinn-
beteiligungen verteilungspolitisch eher wie eine Akupunktur mit der Gabel, da sie 
nicht bedarfsadäquat operieren können. Das Problem personell sehr ungleich 
verteilter Einkommen lässt sich nachhaltig nur verringern, wenn in den unteren 
Einkommensschichten mehr in marktfähiges Humankapital investiert wird. Das 
stärkt die soziale Mobilität und begünstigt eine gleichmäßigere personelle Vertei-
lung der Einkommen. 

Die Pläne der Großen Koalition zur Mitarbeiterbeteiligung führen in die Irre. Das 
gilt für die direkte wie die indirekte Kapitalbeteiligung der Arbeitnehmer am eige-
nen Unternehmen. So lässt sich das angestrebte verteilungspolitische Ziel nicht 
erreichen, den Anteil der Arbeitnehmer am Volkseinkommen zu erhöhen. An eine 
Lösung des eigentlichen Problems, der künftig ungleicher verteilten personellen 
Einkommen, ist mit diesem Instrument erst gar nicht zu denken. Die Politik verfällt 
wieder einmal in alte Muster. Sie entfaltet Aktivitäten, die das offenkundige Prob-
lem nicht einmal im Ansatz lösen. Dabei nimmt sie beträchtliche fi nanzielle Mittel 
in die Hand, das Geld der anderen, das der Steuerzahler. Den sinnvolleren Weg 
der Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer will die Politik nicht gehen. Der polit-
ökonomische Grund liegt auf der Hand. Ohne betriebliche Bündnisse für Arbeit 
sind Erfolgslöhne erfolglos. Der Widerstand gegen betriebliche Bündnisse ohne 
Vetorecht der Tarifpartner ist ungebrochen. Noch verhindert das Organisationsin-
teresse der Verbände ökonomisch bessere Lösungen. Kein Wunder, dass sich die 
Großkoalitionäre im Koalitionsvertrag auf diesem Feld zum Nichtstun verpfl ichtet 
haben. Die Politik setzt nicht auf eine wettbewerblichere Tarifautonomie, ganz im 
Gegenteil. Mit Mindestlöhnen und Mindestarbeitsbedingungen hebelt sie die Ta-
rifautonomie aus. So lässt sich der Kampf gegen Arbeitslosigkeit und zunehmen-
de Ungleichheit nicht gewinnen. Der Anteil der Arbeitnehmer am Volkseinkommen 
wird weiter sinken, die Chancen einfacher Arbeit auf sozialen Aufstieg werden 
weiter behindert, die Verteilung von Einkommen und Vermögen wird ungleicher. 
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